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Vorbemerkung 

Die GEW NRW begrüßt das Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs, Schulen bei der 

Wahrnehmung ihres Erziehungs- und Bildungsauftrags zu stärken und einen verlässlichen 

Rahmen für das schulische Zusammenleben zu schaffen.  

Daher sehen wir die mit dem 19. Schulrechtsänderungsgesetz vorgesehenen Änderungen bei 

den erzieherischen Einwirkungen und Ordnungsmaßnahmen als grundsätzlich geeignet, für 

mehr Klarheit und Handlungssicherheit im schulischen Alltag zu sorgen. 

Wir leben in zunehmend komplexen gesellschaftlichen Zusammenhängen. Diese Komplexität 

macht vor unseren Bildungseinrichtungen nicht Halt. Beschäftigte an Schulen sind zunehmend 

mit komplexen Konfliktlagen und herausforderndem Verhalten von Schüler*innen 

konfrontiert. In diesen Situationen benötigen die Beschäftigten einen verlässlichen rechtlichen 

Rahmen sowie klar definierte Handlungsmöglichkeiten. Aus unserer Sicht gilt dies 

insbesondere dann, wenn der Unterrichts- und Schulbetrieb erheblich beeinträchtigt wird 

oder der Schutz von Schüler*innen und Beschäftigten berührt ist. 

Schule muss ein Ort sein, an dem alle Schüler*innen sicher lernen können und Beschäftigte 

ihre pädagogische Arbeit unter verlässlichen Bedingungen leisten können. Dazu gehören klare 

Regeln, verbindliche Reaktionen auf Regelverletzungen und ein konsequenter Schutz vor 

Gewalt und Gefährdungen. Gleichzeitig warnen wir davor, die Herausforderungen an Schulen 

vorrangig durch eine Ausweitung beziehungsweise Verschärfung von Ordnungsmaßnahmen 

beantworten zu wollen. 

Aus bildungsgewerkschaftlicher Sicht weisen wir daraufhin, dass erzieherische Einwirkungen 

und Ordnungsmaßnahmen immer in den pädagogischen Auftrag von Schule eingebettet 
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bleiben müssen. Wir finden, dass sie notwendige pädagogische Arbeit nicht ersetzen können 

und dürfen. 

Ordnungsmaßnahmen können erheblich in die Bildungsbiografie von Schüler*innen 

eingreifen. Sie müssen deshalb stets das letzte Mittel bleiben. Entscheidend ist aus Sicht der 

GEW NRW, dass Schulen über ausreichende personelle, zeitliche und fachliche Ressourcen 

verfügen, um Konflikte möglichst frühzeitig pädagogisch zu bearbeiten. Im Umkehrschluss 

heißt das, die Erweiterung beziehungsweise Konkretisierung des schulrechtlichen 

Instrumentariums darf daher nicht dazu führen, dass Schulen aufgrund fehlender personeller 

und zeitlicher Ressourcen verstärkt auf Ordnungsmaßnahmen zurückgreifen müssen. 

Wirksame Prävention und Intervention setzen ausreichende Ressourcen voraus. Dazu gehören 

insbesondere multiprofessionelle Teams, Schulsozialarbeit, Schulpsychologie, sonder-

pädagogische Expertise sowie verlässliche Kooperationsstrukturen mit der Kinder- und 

Jugendhilfe und weiteren Unterstützungssystemen. Mehr Handlungsmöglichkeiten für 

Schulen müssen deshalb mit einer Stärkung ihrer personellen und strukturellen 

Voraussetzungen einhergehen. 

Der bisherige Grundsatz, dass Ordnungsmaßnahmen nur zulässig sind, wenn erzieherische 

Einwirkungen nicht ausreichen, muss erhalten und in der schulischen Praxis gestärkt werden. 

 

Erzieherische Maßnahmen müssen Vorrang haben 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht eine Erweiterung der erzieherischen Einwirkungen vor. 

Künftig sollen unter anderem auch 

− die Überweisung in eine parallele Klasse oder Lerngruppe für bis zu eine Woche, 

− der Ausschluss vom Unterricht, von sonstigen Schulveranstaltungen oder vom Schulbesuch 

bis zum Ende des laufenden Tages, 

− Maßnahmen zur Wiedergutmachung und 

− weitere pädagogische Aufgaben 

als erzieherische Einwirkungen ausdrücklich benannt werden. 

Die GEW NRW bewertet positiv, dass damit die Stufung zwischen pädagogischen Maßnahmen 

und eigentlichen Ordnungsmaßnahmen deutlicher herausgearbeitet wird. Der Gesetzentwurf 

verfolgt insoweit das Ziel, kurzfristige und verhältnismäßige Reaktionen zu ermöglichen, ohne 

unmittelbar auf schwerwiegende Ordnungsmaßnahmen zurückgreifen zu müssen. 

-
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Allerdings darf eine Ausweitung erzieherischer Maßnahmen nicht dazu führen, dass 

pädagogische Verantwortung zunehmend individualisiert und auf einzelne Lehrkräfte 

übertragen wird. 

Ein erzieherisches Gespräch, ein Gruppengespräch, eine Wiedergutmachung oder eine 

nachhaltige Konfliktbearbeitung benötigen Zeit und fachliche Kompetenz. Gerade bei 

wiederholten oder komplexen Konflikten reicht die Reaktion einer einzelnen Lehrkraft häufig 

nicht aus. Die GEW NRW fordert deshalb: Die Erweiterung erzieherischer Einwirkungen muss 

mit einer verbindlichen Stärkung multiprofessioneller Unterstützungssysteme einhergehen. 

Dazu gehören insbesondere Schulsozialarbeit, Beratungslehrkräfte, sonderpädagogische 

Expertise, Schulpsychologie und weitere Unterstützungsangebote. 

Der Gesetzentwurf hält grundsätzlich daran fest, dass Ordnungsmaßnahmen erst dann 

eingesetzt werden dürfen, wenn erzieherische Einwirkungen nicht ausreichen. Dieser 

Grundsatz ist aus Sicht der GEW NRW zentral. 

Die vorgesehenen Ordnungsmaßnahmen reichen weiterhin von 

1. dem schriftlichen Verweis, 

2. der Überweisung in eine parallele Klasse oder Lerngruppe, 

3. dem vorübergehenden Ausschluss vom Unterricht, von Schulveranstaltungen oder vom 

Schulbesuch, 

4. der Androhung der Entlassung, 

5. der Entlassung, 

6. der Androhung der Verweisung von allen öffentlichen Schulen bis hin 

7. zur Verweisung von allen öffentlichen Schulen. 

Insbesondere die Maßnahmen nach Nummer 4 bis 7 greifen massiv in die Bildungsbiografie 

junger Menschen ein. Für ihre Anwendung setzt der Gesetzentwurf deshalb zu Recht hohe 

Voraussetzungen voraus. So sollen Entlassung und vergleichbare Maßnahmen nur bei 

schwerwiegendem oder wiederholtem Fehlverhalten möglich sein, wenn dadurch die 

Aufgaben der Schule oder die Rechte anderer erheblich gefährdet oder verletzt werden. 

Die GEW NRW unterstützt die Beibehaltung dieses hohen Maßstabs. Gleichzeitig muss 

sichergestellt werden, dass die Anwendung solcher Maßnahmen immer den Grundsätzen der 

Verhältnismäßigkeit, individuellen Betrachtung und Nachvollziehbarkeit entspricht. Eine 

automatische Eskalation von Maßnahmen darf es nicht geben. 
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Die GEW NRW begrüßt daher, dass der Entwurf des 19. Schulrechtsänderungsgesetzes vom 3. 

Juni 2026 gegenüber der im März vorgelegten Fassung an wichtigen Stellen nachgebessert und 

entschärft worden ist. Dies gilt insbesondere für die vorgesehenen Änderungen des § 53 

SchulG zu den erzieherischen Einwirkungen und Ordnungsmaßnahmen sowie für die 

Ausgestaltung des neuen § 53a SchulG. Es ist richtig, Schulen auch in schwierigen Konflikt- und 

Gefährdungssituationen handlungsfähig zu halten. Gleichzeitig müssen Eingriffe in den 

Schulbesuch hohen Anforderungen an Verhältnismäßigkeit und pädagogische Verantwortung 

genügen. 

Wir befürworten insbesondere, dass die ursprünglich vorgesehene Möglichkeit eines bis zu 

zweitägigem Ausschluss als erzieherische Einwirkung nicht weiterverfolgt wird. Eine solche 

Regelung hätte einzelnen Lehrkräften eine weitreichende Sanktionsbefugnis übertragen. In 

der schulischen Praxis besteht die Gefahr, dass Sanktionen in Konfliktsituationen vorschnell, 

ohne ausreichendes pädagogisches Fingerspitzengefühl oder aus Überforderung heraus 

ausgesprochen werden. Die daraus entstehenden Konflikte müssen anschließend häufig von 

Schulleitungen bearbeitet und nachträglich eingeordnet werden. 

Positiv ist deshalb, dass der Ausschluss als erzieherische Einwirkung nunmehr auf das Ende 

des laufenden Tages begrenzt wird und ein darüberhinausgehender Ausschluss der 

Zustimmung der Schulleitung bedarf. Damit wird die Schulleitung angemessen in die 

Verantwortung einbezogen. Auch die präzisere Abgrenzung zwischen erzieherischen 

Einwirkungen und Ordnungsmaßnahmen schafft mehr Rechtssicherheit. 

Ordnungsmaßnahmen müssen dabei weiterhin Ultima Ratio bleiben. Pädagogische 

Einwirkungen und eine nachhaltige Bearbeitung von Konflikten müssen Vorrang haben. 

 

§ 53a SchulG 

Die GEW NRW bewertet auch die Änderungen des vorgesehenen § 53a SchulG grundsätzlich 

positiv. Insbesondere ist zu begrüßen, dass die Dauer eines präventiven Ausschlusses bei 

Gefahr im Verzug von ursprünglich bis zu vier Wochen auf höchstens zwei Wochen verkürzt 

wurde. Gleichzeitig kann die vorgesehene Schutzmaßnahme nach § 53a dazu beitragen, die 

Handlungssicherheit von Schulleitungen in akuten Gefährdungssituationen zu verbessern. 

Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. Eine Regelung, die sich im Wesentlichen auf die Möglichkeit 

des Ausschlusses vom Schulbesuch beschränkt, greift jedoch zu kurz. Werden Schüler*innen 

aufgrund einer erheblichen Gefährdungs- oder Konfliktlage zeitweise vom Schulbesuch 

ausgeschlossen, muss gleichzeitig verbindlich geklärt werden, wie sie während dieses 

Zeitraums begleitet werden, welche Unterstützung erforderlich ist und wie ihre Rückkehr in 
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die Schule gestaltet werden kann. Die Schutzmaßnahme muss daher Bestandteil eines 

pädagogischen Gesamtkonzepts sein. Aus Sicht der GEW NRW sollte die vorgesehene 

Schutzmaßnahme deshalb mindestens mit folgenden Anforderungen verbunden werden: 

− verbindliche und rechtssichere Kriterien für die Anordnung und Beendigung einer 

Schutzmaßnahme, 

− eine zeitnahe individuelle Fall- und Bedarfsanalyse, 

− klar geregelte Zuständigkeiten für die Dauer der Maßnahme, 

− die bedarfsgerechte Einbindung multiprofessioneller und außerschulischer Unterstützungs-

systeme, 

− die Sicherstellung des Bildungsanspruchs während des Ausschlusses, 

− ein verbindliches Verfahren zur Vorbereitung und Begleitung der Rückkehr in die Schule, 

− ausreichende personelle und zeitliche Ressourcen für die beteiligten Beschäftigten sowie 

− eine Evaluation der Anwendung und der Auswirkungen der neuen Regelung. 

Dabei muss aus unserer Sicht gelten: Der Schutz der Beschäftigten und der Schulgemeinschaft, 

die pädagogische Verantwortung gegenüber den betroffenen Schüler*innen und die 

Bereitstellung ausreichender Ressourcen gehören zusammen. Das Land ist gefordert, hierfür 

klare Zuständigkeiten, verbindliche Verfahren und die notwendigen personellen 

Voraussetzungen zu schaffen. Zusätzliche schulrechtliche Handlungsmöglichkeiten dürfen 

nicht zu zusätzlichen Belastungen für Schulleitungen und Beschäftigte führen, sondern müssen 

durch verlässliche Unterstützungsstrukturen flankiert werden. 

Ein präventiver Ausschluss bleibt jedoch ein erheblicher Eingriff in den Schulbesuch und in die 

Bildungsbiografie junger Menschen. Er muss deshalb die Ausnahme bleiben. Voraussetzung 

müssen aus Sicht der GEW NRW insbesondere sein: 

− belastbare tatsächliche Anhaltspunkte für eine erhebliche Störung oder Gefährdung, 

− eine sorgfältige Prüfung der Verhältnismäßigkeit, 

− eine nachvollziehbare und lückenlose Dokumentation, 

− eine klare Zuständigkeit und Verantwortungsstruktur sowie 

− ein verbindliches Interventions- und Anschlusskonzept. 

Der Ausschluss darf nicht lediglich dazu dienen, ein pädagogisches Problem aus der Schule zu 

verlagern. Die betroffene Schülerin bzw. der betroffene Schüler muss nach dem Ausschluss 

pädagogisch begleitet und die Rückkehr in den schulischen Kontext vorbereitet werden. 
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Informationsaustausch zwischen Berufskolleg und Ausbildungsbetrieb 

Für die Berufskollegs ist die im Gesetzesentwurf geplante Regelung zur Datenweitergabe an 

Ausbildungsbetriebe von besonderer Bedeutung. Berufsschule und Ausbildungsbetrieb sind 

zwei miteinander verbundene Lernorte. Beide tragen Verantwortung dafür, dass Ausbildung 

gelingt und Ausbildungsverhältnisse stabilisiert werden können. Die bisherige restriktive Praxis 

des Informationsaustauschs hat diese Zusammenarbeit erheblich erschwert. Der neue 

Gesetzentwurf schafft nunmehr ausdrücklich eine gesetzliche Grundlage für die Mitteilung von 

Ordnungsmaßnahmen nach § 53 Absatz 3 Nummer 2 bis 7 SchulG. Diese Öffnung und die 

damit verbundene Rechtssicherheit sind grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings bleibt die 

Regelung zu eng: Im Regelfall soll dem Ausbildungsbetrieb lediglich mitgeteilt werden dürfen, 

dass eine Ordnungsmaßnahme verhängt wurde und welche Maßnahme dies war. Die Gründe 

sollen grundsätzlich nicht übermittelt werden. Damit wird die bisherige restriktive Linie im 

Wesentlichen gesetzlich fortgeschrieben. Eine tatsächliche Stärkung der pädagogischen 

Zusammenarbeit zwischen den beiden Lernorten ist damit noch nicht erreicht. 

Die GEW NRW hält es für erforderlich, einen rechtssicheren, zweckgebundenen und 

verhältnismäßigen Informationsaustausch zu ermöglichen. Es geht dabei ausdrücklich nicht 

um eine pauschale Weitergabe personenbezogener Daten. Vielmehr müssen die 

Informationen ausgetauscht werden können, die für die pädagogische Begleitung, die 

Stabilisierung des Ausbildungsverhältnisses und den Ausbildungserfolg tatsächlich erforderlich 

sind. Datenschutzrechtliche Anforderungen sind dabei selbstverständlich zu beachten. 

 

Ressourcenbedarf der Schulen 

Besonders kritisch bewertet die GEW NRW die auch dem neuen Gesetzesentwurf zu Grunde 

liegende Annahme, dass die vorgesehenen Änderungen – abgesehen von den zusätzlichen 

PRIMUS-Schulen – keinen weiteren Ressourcenbedarf an den Schulen verursachen würden. 

Diese Einschätzung ist aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar. Die erweiterten 

Dokumentations-, Anhörungs-, Informations- und Begründungspflichten verursachen 

zusätzlichen Aufwand. Gleiches gilt für die Organisation alternativer Beschulung, die 

Begleitung ausgeschlossener Schüler*innen, die Zusammenarbeit mit externen Institutionen 

sowie die Umsetzung von Nachteilsausgleich und Notenschutz. Der zusätzliche Aufwand 

entsteht bei Lehrkräften, Schulverwaltungen und insbesondere bei Abteilungs- und 

Schulleitungen. An Berufskollegs wirkt er sich darüber hinaus unmittelbar auf Stunden- und 

Prüfungsplanung, Raumbedarf und zusätzliche Prüfungsaufsichten aus. Es ist nicht akzeptabel, 

Schulen neue und rechtlich anspruchsvolle Aufgaben zu übertragen und gleichzeitig davon 

auszugehen, dass diese ohne zusätzliche Zeit, Personal und Qualifizierung bewältigt werden 

können. 

-
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Die GEW NRW begrüßt grundsätzlich die gegenüber der März-Fassung vorgenommenen 

Verbesserungen des Gesetzentwurfs. Insbesondere bei den erzieherischen Einwirkungen und 

beim präventiven Ausschluss wurden wichtige Korrekturen vorgenommen. Gleichzeitig darf 

die Weiterentwicklung des Schulrechts nicht auf die Erweiterung von Handlungsmöglichkeiten 

und zusätzlichen Verpflichtungen für Schulen beschränkt bleiben.  

 

Neue rechtliche Aufgaben benötigen entsprechende Ressourcen. Gute Regelungen können 

nur dann wirken, wenn Schulen die notwendige Zeit, das erforderliche Personal und die 

fachliche Unterstützung erhalten. 

 

Abschließend weisen wir darauf hin, dass der DGB NRW und die GEW NRW bereits zum 

Entwurf des 19. Schulrechtsänderungsgesetzes vom März 2026 eine ausführliche gemeinsame 

Stellungnahme vorgelegt haben. Da wesentliche Teile des damaligen Entwurfs auch in der nun 

vorliegenden Fassung unverändert geblieben sind, bietet diese gemeinsame Stellungnahme 

einen ausführlichen Einblick in die grundsätzliche Bewertung des Gesetzesvorhabens durch 

DGB NRW und GEW NRW und ist daher weiterhin als ergänzende Grundlage für die 

vorliegende Stellungnahme heranzuziehen. 
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Stellungnahme   

des DGB Bezirks Nordrhein-Westfalen und  

der GEW Nordrhein-Westfalen  

 

 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 

Bildungsgerechtigkeit und der Demokratiebildung (Entwurf 19. 

Schulrechtsänderungsgesetz) 

 – Einleitung Verbändebeteiligung gemäß § 77 Schulgesetz NRW  

 

  

 

 

 

 

 

 

Düsseldorf, 20.04.2026  

 

Gewerkschaft 61 
Erziehung und Wissenschaft 

NRW. 
NR 

Deutscher 
Gewerkschaftsbund 



 

 

9 
 

Der DGB NRW und die GEW NRW nehmen im Rahmen der Verbändebeteiligung gerne Stellung 

zum vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Bildungsgerechtigkeit und der 

Demokratiebildung (19. Schulrechtsänderungsgesetz). Wir begrüßen grundsätzlich das Ziel der 

Landesregierung, mit dem Entwurf für das 19. Schulrechtsänderungsgesetz mehr Klarheit, 

Gerechtigkeit und Verlässlichkeit im Schulrecht zu schaffen. Aus Sicht des DGB NRW und der 

GEW NRW ist dieses Anliegen ausdrücklich zu begrüßen, da Schulen zunehmend mit 

komplexen pädagogischen, sozialen und rechtlichen Anforderungen konfrontiert sind. 

Insbesondere die Themen individuelle Förderung, Umgang mit Heterogenität sowie der Schutz 

von Schüler*innen rücken in den Mittelpunkt.   

Aus gewerkschaftlicher Sicht enthält das 19. Schulrechtsänderungsgesetz in Nordrhein-

Westfalen durchaus wichtige und richtige Ansätze, bleibt jedoch insgesamt hinter den 

praktischen Erfordernissen des Schulalltags zurück. Positiv hervorzuheben ist insbesondere die 

geplante rechtliche Klarstellung von Nachteilsausgleich und Notenschutz. Diese 

Differenzierung ist längst überfällig und kann zu mehr Transparenz und Verlässlichkeit im 

Umgang mit individuellen Förderbedarfen führen.   

Auch die stärkere Betonung von Chancengerechtigkeit sowie die Verankerung von 

Demokratiebildung im Schulgesetz sind grundsätzlich zu begrüßen, da sie zentrale 

bildungspolitische Zielsetzungen aufgreifen. Jedoch wirkt aus unserer Sicht die vorgesehene 

Stärkung der Demokratiebildung in ihrer aktuellen Ausgestaltung eher programmatisch als 

verbindlich. Ohne zusätzliche Ressourcen, konkrete Konzepte und gezielte 

Fortbildungsangebote besteht die Gefahr, dass dieser Anspruch im Schulalltag nur begrenzt, 

wirksam werden wird.  DGB NRW und GEW NRW setzen sich seit langem aktiv für eine gute 

Bildung als Fundament einer demokratischen Gesellschaft ein. Demokratiebildung ist eine 

essenzielle Aufgabe in allen Bildungseinrichtungen, von der Kita über die Schule und 

Hochschule bis zur Erwachsenenbildung. Bildungseinrichtungen müssen als Orte gelebter 

Demokratie gestaltet werden. Dies erfordert insbesondere nachhaltige Investitionen in 

Bildung sowie eine Stärkung der politischen Bildung, um Schüler*innen in ihrer Entwicklung 

zu mündigen Bürger*innen zu unterstützen. Mit der landesweiten Kampagne „Bildung bleibt 

stabil! Demokratie trainieren, Haltung zeigen“ unterstreicht die GEW NRW ihren Anspruch, 

Demokratie als Haltung, Auftrag und Verantwortung entlang der gesamten Bildungsbiografie 

sichtbar zu machen.    
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Trotz der grundsätzlichen Zustimmung zu den Zielsetzungen des Gesetzentwurfs sehen wir in 

mehreren Punkten Nachbesserungsbedarf. Insbesondere werden zentrale strukturelle, 

pädagogische und arbeitsrechtliche Fragestellungen nicht ausreichend geklärt. Aus der Praxis 

wissen wir, dass gesetzliche Neuregelungen vor Ort nur dann ihre Wirkung entfalten können, 

wenn sie mit klaren Vorgaben, ausreichenden Ressourcen und realistischen 

Rahmenbedingungen für die Umsetzung einhergehen.   

Wir vermissen, dass die vorgesehenen Maßnahmen im Entwurf nicht ausreichend mit den 

notwendigen Ressourcen unterlegt sind. Eine differenzierte Leistungsbewertung 

beispielsweise, wie sie durch die neuen Regelungen implizit gefordert wird, erfordert 

zusätzliche diagnostische Kompetenzen, mehr Zeit für individuelle Förderung und einen 

erhöhten Dokumentationsaufwand. Ohne eine spürbare Entlastung der Lehrkräfte sowie eine 

bessere personelle Ausstattung besteht die Gefahr, dass die Reform in der Praxis zu einer 

weiteren Arbeitsverdichtung führt.  Hinzu kommt, dass die konkrete Umsetzung der neuen 

Regelungen in Teilen unklar bleibt. Zwar soll mehr Rechtssicherheit geschaffen werden, doch 

fehlen bislang ausreichend präzise Handlungsleitlinien für die Schulen. Dies könnte dazu 

führen, dass bestehende Unsicherheiten lediglich verlagert statt tatsächlich beseitigt werden. 

Gleichzeitig wird erneut ein erheblicher Teil der Verantwortung auf die einzelnen Schulen und 

Lehrkräfte übertragen, ohne die strukturellen Probleme des Bildungssystems – wie große 

Klassen, Lehrkräftemangel und fehlende multiprofessionelle Unterstützung – konsequent 

anzugehen.  

Damit droht ein zentrales Problem vieler vorheriger Reformen erneut aufzutreten: 

Pädagogisch sinnvolle Ziele scheitern an unzureichenden Rahmenbedingungen. Vor diesem 

Hintergrund sind die geplanten Änderungen differenziert zu betrachten. Zu einzelnen 

Paragrafen des Entwurfs des 19. Schulrechtsänderungsgesetzes nehmen wir im Folgenden 

Stellung:   

 

§ 42 Allgemeine Rechten und Pflichten aus dem Schulverhältnis  

Im Hinblick auf § 42 (Allgemeine Rechte und Pflichten aus dem Schulverhältnis) ist 

grundsätzlich positiv hervorzuheben, dass die Rechte und Pflichten der am Schulleben 

Beteiligten klarer gefasst und teilweise präzisiert werden. Eine transparente Regelung kann zur 

Rechtssicherheit beitragen und Konflikten vorbeugen. Aus gewerkschaftlicher Sicht ist jedoch 

kritisch anzumerken, dass die zunehmende Ausdifferenzierung von Pflichten – insbesondere 

aufseiten der Lehrkräfte – mit einer wachsenden Verantwortung einhergeht, ohne dass dies 

durch entsprechende Entlastungsmaßnahmen flankiert wird. Die Balance zwischen Rechten 

und Pflichten droht dadurch aus dem Gleichgewicht zu geraten.  
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Der § 42, Absatz 3 sieht vor, dass Schüler*innen „(…) durch ihr Verhalten oder die Verhüllung 

ihres Gesichts im Unterricht (…) nicht die Kommunikation erschweren und ihre 

Mitwirkungspflichten verletzen“ dürfen. Hier bedarf es aus unserer Sicht einer Präzisierung. Es 

werden schlicht keine Kriterien benannt, welche Form von Verhalten gemeint ist oder welche 

Form von Verhüllung. Unklar bleibt, ob sich die Regelung beispielsweise auf 

Vollverschleierung, das Tragen von Atemschutzmasken oder andere Erscheinungsformen 

bezieht. Die Regelung eröffnet also einerseits Willkür Tür und Tor, sie ist andererseits aber so 

unklar, dass sie erhebliche Rechtsunsicherheit mit sich bringen könnte. Wir empfehlen daher 

eine klare und rechtssichere Konkretisierung.   

 

§ 48 a Nachteilsausgleich und Notenschutz  

Die Einrichtung des §48 a Nachteilsausgleich und Notenschutz ist im Sinne der Inklusion und 

einer sich immer mehr verändernden und zunehmend heterogenen Schüler*innen zu 

begrüßen und stellt einen zentralen Fortschritt dar. Die rechtliche Trennung und Klarstellung 

beider Instrumente ist überfällig und kann zu mehr Einheitlichkeit in der schulischen Praxis 

führen. Positiv ist insbesondere, dass individuelle Lernvoraussetzungen stärker berücksichtigt 

werden sollen. Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass die konkrete Umsetzung in den Schulen 

mit erheblichem Mehraufwand verbunden ist. Diagnostik, Dokumentation und 

Abstimmungsprozesse erfordern Zeit und fachliche Unterstützung, die vielerorts nicht 

ausreichend vorhanden sind. Ohne zusätzliche Ressourcen besteht das Risiko, dass die 

Regelung ihre intendierte Wirkung nur eingeschränkt entfaltet. Das Schulministerium sollte 

daher für eine Entlastung des damit verbundenen zusätzlichen Verwaltungs- und 

Aufsichtsaufwands sorgen.   

DGB NRW und GEW NRW kritisieren deutlich, dass der vorliegende Entwurf keine 

Nachteilsausgleiche für Schüler*innen mit Dyskalkulie vorsieht. Dies fordern wir bereits seit 

Jahren. Bislang müssen die betroffenen Schüler*innen regulär bewertet werden und schaffen 

dadurch häufig Versetzungen nicht. Bei Lese- und Rechtschreibstörungen bzw. -schwächen gibt 

es bereits entsprechende Regelungen. Schüler*innen mit Rechenstörung/ Rechenschwäche 

können neben dem Mathematikunterricht auch in anderen Fächern vor Schwierigkeiten 

stehen, die sie kaum bewältigen können, beispielsweise beim Ablesen von Diagrammen o.Ä. 

in Biologie oder Chemie.  

Dyskalkulie ist international als Krankheit anerkannt, in Nordrhein-Westfalen findet man 

jedoch keinerlei gesetzliche Regelungen, um Kinder und Jugendliche mit einer Rechenstörung 

durch individuelle Förderung in Schulen zu fördern oder durch Nachteilsausgleiche oder 

Notenschutz bei Klassenarbeiten vor schulischem,  
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vorprogrammiertem Versagen zu schützen. Viel zu häufig wird sogar in den Raum gestellt, dass 

die Rechenstörung nicht mit einer Lese-Rechtschreibstörung verglichen werden könne. Aus 

dieser Betrachtungsweise heraus wird die Notwendigkeit, bei der Leistungsbewertung die 

Rechenstörung zu berücksichtigen, vernachlässigt. Doch aus Sicht der Wissenschaft gehört die 

Rechenstörung, also das Erlernen des Rechnens, zu einer Lernstörung. In NRW gibt es noch 

immer keinen Erlass zum Nachteilsausgleich bei Dyskalkulie, während es in fast allen anderen 

Bundesländern – zwar unterschiedlich ausgeprägt – mittlerweile Regelungen gibt, um 

Schüler*innen mit Dyskalkulie Nachteilsausgleiche und Förderung zu ermöglichen. Das 

unterschiedliche Vorgehen bei Lese-Rechtschreibstörungen und Dyskalkulie führt zu 

ungleichen Bildungschancen bei den betroffenen Schüler*innen, hier muss dringend 

nachgebessert werden.    

 

§ 53 Erzieherische Einwirkungen, Ordnungsmaßnahmen  

Konflikte und gewalttätige Auseinandersetzungen nehmen in der Gesellschaft, aber auch an 

Schulen in NRW zu. Den Änderungen im § 53 stimmen wir daher grundsätzlich zu. Es ist zu 

begrüßen, dass klargestellt wird, dass Schüler*innen auch im Rahmen erzieherischer 

Einwirkungen weiterhin verpflichtet sind, an der Erreichung der Bildungsziele mitzuwirken. 

Positiv bewertet wird zudem, dass die vorübergehende Überweisung in eine andere 

Lerngruppe als erzieherische Maßnahme definiert werden soll. Dies ermöglicht den Schulen 

ein niedrigschwelliges und flexibles Eingreifen zur Deeskalation von Konfliktsituationen. Auch 

die Möglichkeit des zeitweisen Ausschlusses von Schüler*innen von einzelnen Fächern sowie 

die vorübergehende Wegnahme privater elektronischer Endgeräte werden als sinnvolle und 

praxisnahe Instrumente unterstützt. Allerdings müssen die im Paragrafen aufgeführten 

Maßnahmen, als das betrachtet werden, was sie sind: Maßnahmen, die es den Lehrkräften 

und pädagogisch Beschäftigten erleichtern, in Konflikt- und Gewaltsituationen schneller 

reagieren zu können. Sie stellen keine langfristige Lösung der Gesamtsituation dar. Aus unserer 

Sicht ist deshalb vor allem präventive Arbeit an den Schulen unabdingbar. Schule muss ein Ort 

sein, an dem soziales Lernen, Respekt und Konfliktfähigkeit systematisch vermittelt werden. 

Auch anhand neuester Veröffentlichungen wissen wir, dass Gewalt gegen Lehrkräfte zunimmt. 

Wir wissen aber auch, dass die Ursachen für Gewalt an Schulen vielfältig sind und ihren 

Ursprung nicht ausschließlich in der Schule haben, sondern häufig aus schwierigen 

Lebenslagen in die Schule hineingetragen werden. Schule ist aber der Ort, an dem sich Gewalt 

kanalisiert. Um diesem Umstand gelingend begegnen zu können, bedarf es guter 

Zusammenarbeit der verschiedenen Professionen an Schulen (Lehrkräfte, OGS-Kräfte, 

Sozialarbeiter*innen, multiprofessionelle Fachkräfte) sowie einer deutlichen Aufstockung der 

personellen und zeitlichen Ressourcen. Bezüglich § 53 (Erzieherische Einwirkungen, 
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Ordnungsmaßnahmen) lässt sich daher aus unserer Sicht festhalten, dass die bestehenden 

Instrumente grundsätzlich geeignet sind, auf Fehlverhalten zu reagieren und schulische 

Ordnung zu gewährleisten. Des Weiteren kann eine Überarbeitung sinnvoll sein, um Klarheit 

und Verhältnismäßigkeit zu stärken. Allerdings weisen wir darauf hin, dass 

Ordnungsmaßnahmen allein keine nachhaltige Lösung darstellen. Entscheidend ist vielmehr 

eine präventive pädagogische Arbeit, die jedoch entsprechende personelle und strukturelle 

Voraussetzungen benötigt. Ohne diese besteht die Gefahr, dass Lehrkräfte verstärkt auf 

formale Maßnahmen zurückgreifen müssen.  

 

§ 53 a Schutzmaßnahmen bei Gefahr im Verzug   

Grundsätzlich begrüßen wir die Einführung dieses Paragrafen und verstehen die Intention, 

durch die Einführung einen präventiven, vorübergehenden Ausschluss vom Schulbesuch zu 

ermöglichen, wenn ein sofortiges Handeln erforderlich erscheint. Denn die Regelung in § 53a 

(Schutzmaßnahmen bei Gefahr im Verzug) ist aus Sicht des Schutzes aller Beteiligten 

grundsätzlich nachvollziehbar und notwendig. Schulen benötigen Handlungssicherheit in 

akuten Krisensituationen. Gleichzeitig ist es von zentraler Bedeutung, dass diese 

Eingriffsbefugnisse klar definiert und rechtlich abgesichert sind, um Unsicherheiten im 

Handeln der Lehrkräfte zu vermeiden. Aus gewerkschaftlicher Perspektive ist hier eine 

deutliche Klarstellung der Voraussetzungen, Abläufe und Verantwortlichkeiten erforderlich. 

Zudem müssen Lehrkräfte durch Fortbildungen und unterstützende Strukturen auf solche 

Situationen vorbereitet werden. Allerdings könnten solche Maßnahmen mit erheblicher 

Rechtsunsicherheit verbunden sein: Es gibt keine klaren Kriterien, wie abgeschätzt werden 

soll, wann eine “schwere Störung des Schul- oder Unterrichtsbetriebs oder eine Gefährdung 

der Sicherheit von Personen zu erwarten ist”. Die Verantwortung obliegt den Schulleitungen, 

hier sollten ergänzende Klarstellungen durch das Schulministerium erfolgen.    

 

§ 82 Mindestgröße für Schulen  

Die Änderungen in § 82 (Mindestgröße für Schulen) sind vor dem Hintergrund demografischer 

Entwicklungen und schulorganisatorischer Effizienz zu sehen. Der neu formulierte § 82 soll es 

Schulträgern zukünftig ermöglichen, dass die Mindestgrößen von Schulen vorausschauender 

berechnet werden können, indem der Zulauf von Schüler*innen an „aufnehmenden“ 

Schulformen nach der Erprobungsstufe ab Klasse 7 berücksichtigt wird. Die vorgeschriebene 

Mindestgröße muss also nicht direkt in Klasse 5, sondern erst ab Klasse 7 gewährleistet sein. 

Diese Neuerung kann für die Schulträger bei der Sicherung von Schulstandorten hilfreich sein.  

Additiv kann die Festlegung von Mindestgrößen zur Sicherung von Bildungsqualität und 

Angebotsvielfalt beitragen. Gleichzeitig besteht jedoch die Gefahr, dass kleinere Standorte – 
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insbesondere im ländlichen Raum – unter Druck geraten und Schulschließungen zunehmen 

könnten. Dies kann negative Auswirkungen auf Bildungszugänge, Schulwege und die soziale 

Einbindung von Schülerinnen und Schülern haben. Aus gewerkschaftlicher Sicht ist daher eine 

differenzierte Anwendung erforderlich, die regionale Besonderheiten berücksichtigt.  

Wir möchten nachdrücklich darauf hinweisen, dass diese Probleme „vor Ort“ nicht existent 

wären, wenn jede Schule ihre aufgenommenen Schüler*innen zu einem ersten Abschluss 

führen würde. Der Wechsel von der Kultur der Abschulung hin zu einer Kultur des Behaltens 

würde zu einer klaren Planbarkeit sowohl für Schulträger, Schulen, Schüler*innen und Eltern 

führen, Brüche in Bildungsbiografien vermeiden und zu mehr Bildungsgerechtigkeit führen.    

 

§ 132 b PRIMUS-Schulen  

Schulformen wie PRIMUS können einen wichtigen Beitrag zur individuellen Förderung und zur 

Reduzierung von Bildungsungleichheiten leisten. Allerdings zeigt die bisherige Erfahrung, dass 

solche Modelle nur dann erfolgreich sind, wenn sie mit ausreichenden Ressourcen, klaren 

Konzepten und wissenschaftlicher Begleitung ausgestattet werden. Eine Ausweitung ohne 

entsprechende Absicherung birgt die Gefahr, dass die Qualität nicht nachhaltig gesichert 

werden kann. Im Zusammenhang mit § 132b (PRIMUS-Schulen) befürworten DGB NRW und 

GEW NRW ausdrücklich, dass der Gesetzesentwurf eine Ausweitung von PRIMUS-Schulen 

ermöglicht. Das bedeutet eine Weiterentwicklung des längeren gemeinsamen Lernens. Jedoch 

sehen wir die vorgesehene Begrenzung auf insgesamt zehn Standorte kritisch, da sie einer 

flächendeckenden Etablierung dieses erfolgreichen Schulkonzepts entgegensteht. Wir 

sprechen uns daher für eine Aufhebung dieser Begrenzung aus. Gleichzeitig möchten wir 

darauf hinweisen, dass wir in zentralen Punkten erheblichen Nachbesserungsbedarf sehen. 

Um die angestrebten Ziele, die wir unterstützen, erreichen zu können, sind aus unserer Sicht 

rechtliche Regelungen, eine stärkere Berücksichtigung von Inklusionsaspekten sowie eine 

spürbare Entlastung der Schulen notwendig.  

 

Abschließend sehen wir, dass das 19. Schulrechtsänderungsgesetz insgesamt wichtige 

normative Impulse in Richtung mehr Gerechtigkeit und Klarheit setzt, jedoch in der 

praktischen Umsetzung unzureichend abgesichert bleibt. Aus gewerkschaftlicher Sicht ist 

daher entscheidend, dass die Reform durch verbindliche Ressourcenzuweisungen, klare 

Vorgaben für die Praxis sowie eine spürbare Entlastung der Lehrkräfte ergänzt wird. 

Andernfalls besteht die Gefahr, dass gut gemeinte Verbesserungen im Schulalltag nicht die 

gewünschte Wirkung entfalten.   
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